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Durchführungsverordnung des Ministeriums für Ernährung 
und Ländlichen Raum zum Landesjagdgesetz (LJagdGDVO)  
 

Vom 5. September 1996 (GBl.S. 601), zuletzt geändert durch Verordnung des Minis-

teriums für Ernährung und Ländlicher Raum vom 21. Juni 2002 ( GBl. S. 285). 
 

 
Auf Grund von § 6 Abs. 2, § 19 Abs. 4, § 20 Abs. 5, § 22 Abs. 1, § 22 Abs. 1 und 2, § 

23 Abs. 3, § 25 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 6, § 27 Abs. 7 Nr. 1 und 2 und § 28 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 und 5 des Landesjagdgesetzes in der Fassung vom 1. Juni 1996 (GBI. S. 369) 

wird im Einvernehmen mit dem Innenministerium verordnet: 
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§ 1 Satzung der Jagdgenossenschaft, Durchführung der Versammlung der 
 Jagdgenossenschaft 

(1) Die Satzung der Jagdgenossenschaft muss Bestimmungen enthalten über: 

1. Name und Sitz der Jagdgenossenschaft, 

2. die Erfassung aller Mitglieder der Jagdgenossenschaft in einem 

Verzeichnis unter Angabe der jeweiligen Grundflächenanteile am ge-

meinschaftlichen Jagdbezirk, 

3. die Organe der Jagdgenossenschaft, 

4. die Versammlung der Jagdgenossenschaft und ihre Aufgaben, 

5. den Jagdvorstand, seine Zusammensetzung und seine Aufgaben, 

6. das Verfahren bei der Verpachtung gemeinschaftlicher Jagdbezirke, 

7. das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, 

8. die Form öffentlicher Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft. 

 

(2) Die Versammlung der Jagdgenossenschaft wird vom Jagdvorstand 

einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Zehntel der 

Mitglieder, die mindestens ein Zehntel der bejagbaren Grundflächen des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirks vertreten, verlangt. Die Einladung zur Ver-

sammlung der Jagdgenossenschaft ist mindestens zwei Wochen zuvor 

ortsüblich bekanntzugeben. 

 

§ 2 Missbräuchliche Wildfütterung 
(1) Missbräuchlich ist eine Wildfütterung, durch die das Hegeziel (§ 1 Abs.2 

des Bundesjagdgesetzes), die Maßnahmen zum Schutz des Wildes vor 

Futternot (§ 19 Abs. 1 des Landesjagdgesetzes, Belange des Naturschut-

zes, des Tierschutzes oder der Tiergesundheit gefährdet oder beeinträch-

tigt werden. § 24 a des Naturschutzgesetzes und § 30 a des 

Landeswaldgesetzes bleiben unberührt. 

(2) Eine missbräuchliche Fütterung im Sinne von Abs. 1 liegt vor, wenn Futter-

mittel nicht artgerecht sind oder nicht der natürlichen Äsung entsprechen, 

insbesondere, wenn 

1. Futtermittel für Schalenwild außerhalb von ortsfesten Fütterungen 

ausgebracht werden, 
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2. wiederkäuendes Schalenwild mit anderen Futtermitteln als Heu, 

Grünfuttersilage, Rüben, einheimischem Frisch- und Fallobst oder 

Obsttrester, dem in geringer Menge Hafer beigemischt sein darf, ge-

füttert wird, 

3. Schwarzwild mit anderen Futtermitteln als Getreide einschließlich Mais 

gefüttert wird oder keine hinreichenden Vorkehrungen getroffen wer-

den, dass diese Futtermittel für anderes Schalenwild unzugänglich sind, 

4. Schwarzwild im Schwarzwald in Höhenlagen über 800 Meter gefüttert 

wird, 

5. Erzeugnisse, die tierisches Protein enthalten oder Erzeugnisse von Fet-

ten aus Gewebe warmblütiger Landtiere oder Erzeugnisse aus Fischen 

oder Mischfuttermittel, die diese Einzelfuttermittel enthalten, für die 

Fütterung von Wild verwendet werden, 

6. verdorbene Futtermittel dargeboten oder Futtermittel nach Ablauf des 

zulässigen oder von der Jagdbehörde angeordneten Verwendungszeit-

raums nicht unverzüglich beseitigt werden. 

 

(3) Für die Fütterung von Rotwild in Rotwildgebieten kann die obere Jagdbe-

hörde gehäckselte Maispflanzen oder Maissilage ohne gesonderte Zugabe 

von Körnermais oder anderen Futtermitteln zulassen. 

(4) Zur Verhinderung einer missbräuchlichen Wildfütterung kann die untere 

Jagdbehörde die erforderlichen Regelungen im Einzelfall treffen. Sie kann 

insbesondere anordnen, dass eine Fütterung von Schwarzwild anzuzeigen 

ist. 

 

§ 3  Missbräuchliche Ablenkungsfütterung und Kirrung 
(1) Für die missbräuchliche Ablenkungsfütterung und Kirrung gilt § 2 Abs. 1 

entsprechend. Ferner gilt für die missbräuchliche Ablenkungsfütterung § 2 

Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 5 und 6 und für die missbräuchliche Kirrung § 2 Abs. 2 

Nr. 2 bis 6 entsprechend. 

(2) Eine missbräuchliche Ablenkungsfütterung liegt neben den Fällen des § 2 

Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 5 und 6, insbesondere auch vor, wenn 
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1. eine Ablenkungsfütterung ohne erkennbaren Schutzzweck 

durchgeführt wird, 

2. die Ablenkungsfütterung für Schwarzwild im Feld oder in einem 

geringeren Abstand als 300 Meter von der Wald- Feldgrenze innerhalb 

des Waldes betrieben wird, 

3. Wild mit Ausnahme von Bewegungsjagden in einem Abstand von weni-

ger als 100 Meter von der Ablenkungsfütterung bejagt wird oder dort 

eine Bejagungseinrichtung vorhanden ist. 

 

(3) Eine missbräuchliche Kirrung liegt, neben den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 

bis 6, insbesondere auch vor, wenn 

 

1. für eine Kirrung von wiederkäuendem Schalenwild mehr als zehn Liter 

Futtermittel oder für eine Kirrung von Schwarzwild mehr als drei Liter 

Futtermittel je Bejagungseinrichtung vorhanden sind, 

2. für Schwarzwild je angefangene 50 ha Waldfläche mehr als eine Kir-

rung betrieben wird, wobei je Jagdbezirk mindestens zwei Kirrungen 

zulässig sind, 

3. die Beschickung von Luderplätzen zur Raubwildbejagung so erfolgt, 

dass das Lockmittel auch für Schwarzwild zugänglich ist,  

4. für die Kirrung von Wildenten eine unangemessene Futtermenge 

verwendet wird. 

 

(4) Zur Verhinderung einer missbräuchlichen Ablenkungsfütterung oder einer 

missbräuchlichen Kirrung kann die untere Jagdbehörde die erforderlichen 

Regelungen im Einzelfall treffen. 

(5) Für die Kirrung von Rotwild in Rotwildgebieten kann die obere Jagdbehörde 

besondere Regelungen treffen. 

 

§ 4 Fallensachkundenachweis 
(1) Ein Fallensachkundenachweis nach § 22 Abs. 1 Satz 2 des 

Landesjagdgesetzes wird nach dem Muster in der Anlage 1 auf Antrag von 

der unteren Jagdbehörde erteilt, wenn der Antragsteller eine Bestätigung 

der nach § 22 Abs. 1 Satz 3 des Landesjagdgesetzes zugelassenen Aus-
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bildungseinrichtungen über die Teilnahme an dem in § 22 Abs. 1 Satz 3 

des Landsjagdgesetzes vorgeschriebenen Fallenlehrgang (Ausbildungs-

bestätigung) nach dem Muster in der Anlage 2 vorlegt. 

(2) Die Ausbildungsbestätigung nach Absatz 1 darf nur erteilt werden, wenn 

dem Antragsteller ausreichende theoretische und praktische Fähigkeiten im 

Umgang mit Tot- und Lebendfangfallen sowie für den Lebendfang die an-

schließende tierschutzgerechte Behandlung der gefangenen Tiere vermit-

telt wurden. 

 

§ 5 Fangjagd mit Lebend- und Totfangfallen 
(1) Für Haarwild im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesjagdgesetzes dürfen 

für den Lebendfang nur Fallen der in Anlage 3 festgelegten Fallentypen 

verwendet werden. 

(2) Die untere Jagdbehörde kann aus besonderen Gründen, insbesondere zum 

Lebendfang von Federwild im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesjagd-

gesetzes über Absatz 1 hinaus weitere Fallentypen im Einzelfall zulassen, 

soweit diese einen unversehrten Fang im Sinne von § 19 Abs. 1 Nr. 9 des 

Bundesjagdgesetzes und § 22 Abs. 2 des Landesjagdgesetzes gewähr-

leisten. 

(3) Die nach Absatz 1 zulässigen Fallen sind vom Fangjagdausübenden zu 

kontrollieren: 

1. Fallen der Fallentypen A, B, D und E mindestens einmal täglich,  

2. Fallen des Fallentyps C (Wiesel- Wippbrett-Kastenfalle) mindestens 

zweimal täglich mittags und abends, spätestens jedoch 12 Stunden 

nach der Fängischstellung der Falle. 

(4) Für den Lebendfang von Tieren, die nicht dem Jagdrecht unterliegen, aber 

im Rahmen des Jagdschutzes bejagt werden, gelten die Absätze 1 bis 3 

und 6 entsprechend. 

(5) Für den Totfang von Tieren, die dem Jagdrecht unterliegen oder im Rah-

men des Jagdschutzes bejagt werden, darf nur der Fallentyp E (Abzugsei-

sen-Auslösung auf Zug-) mit den in Anlage 3 festgelegten Bügelweiten und 

Mindestklemmkräften verwendet werden. 

(6) Sämtliche für die Fangjagd bestimmten Fallen der nach Absatz 1 und 5 

zulässigen und nach Absatz 2 im Einzelfall zugelassenen Fallentypen sind 
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vom Eigentümer bei der unteren Jagdbehörde anzumelden und zu kenn-

zeichnen. Zur Kennzeichnung sind Nummernschilder an der Falle anzu-

bringen, die von der unteren Jagdbehörde ausgegeben werden. Die An-

meldung von Fallen muss innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 

der Verordnung oder innerhalb von drei Monaten nach Erwerb erfolgen. 

 

§ 6 Sachliche Verbote 
(1) Abweichend von § 19 Abs. 1 Nr. 4 des Bundesjagdgesetzes dürfen weibli-

ches Rotwild und Rotwildkälber während der Nachtzeit in Rotwildgebieten 

erlegt werden. 

(2) Die untere Jagdbehörde kann die nach Absatz 1 zulässige Nachtjagd aus 

besonderen Gründen einschränken oder verbieten. 

(3) In Ergänzung zu § 19 des Bundesjagdgesetzes ist es verboten, bleihaltige 

Schrotmunition bei der Ausübung der Jagd auf Wasservögel an Gewässern 

zu verwenden. 

 

§ 7 Tierarten 
Über § 2 Abs.1 des Bundesjagdgesetzes hinaus unterliegen folgende Tierarten dem 

Jagdrecht: Waschbär (Procyon lotor L.), Marderhund (Nycterentes procyonoides 

GRAY), Nutria (Myocastor coypus MOLINA). 

 

§ 8 Jagdzeiten 

(1) Abweichend von der Verordnung über die Jagdzeiten vom 2. April 1977 

(BGBL. I S.531) darf die Jagd ausgeübt werden auf 

1. Rotwild, 

Kälber vom 1. August bis 31. Januar, 

Schmalspießer vom 1. Juni bis 31. Januar, 

2. Dam- und Sikawild, 

Kälber vom 1. September bis 31. Januar, 

Schmalspießer vom 1. Juli bis 31. Januar, 

3. Rehwild, 

Kitze vom 1. September bis 31. Januar, 

4. Feldhasen vom 1. Oktober bis 31. Dezember, 

5. Rebhühner vom 1. September bis 31. Oktober, 
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6. Fasanen vom 1. Oktober bis 31. Dezember. 

Im Rotwildgebiet Odenwald (Anlage zu § 1 Abs. 2 lfd. Nr. 1 der Verordnung 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über die Bil-

dung von Rotwildgebieten vom 28. März 1958, GBl. S. 121) darf abwei-

chend von Satz 1 Nr. 1 die Jagd auf Schmalspießer und auf Schmaltiere 

ausgeübt werden vom 1. Juli bis 31. Januar. 

 

(2) Die Jagd auf Wildgänse, Sturm-, Silber-, Mantel- und Heringsmöwen darf 

nicht ausgeübt werden. 

(3) Die Jagd auf Waschbär, Marderhund und Nutria darf das ganze Jahr 

ausgeübt werden. 

(4) Die untere Jagdbehörde kann von dem Verbot des § 22 Abs. 4 Satz 1 des 

Bundesjagdgesetzes für Wildkaninchen, Waschbär, Marderhund und Nutria 

Ausnahmen zulassen, wenn die Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Satz 2 

des Bundesjagdgesetzes vorliegen. 

 

§ 9 Vorbereitung des Abschussplans 
(1) Der Jagdausübungsberechtigte hat den Abschussplan jeweils für ein Jagd-

jahr, den Abschussplan für Rehwild jeweils für drei Jagdjahre aufzustellen. 

(2) Der Abschussplan ist vom Jagdausübungsberechtigten, bei gepachteten 

Jagden auch vom Verpächter zu unterzeichnen und bis 15. April des Jagd-

jahres, für das der jeweilige Abschussplan nach Absatz 1 aufzustellen ist, 

der unteren Jagdbehörde vorzulegen. Bei fehlendem Einvernehmen des 

Verpächters oder bei sonstigen Einwendungen von Jagdgenossen gegen 

den Abschussplan sind die Gründe einschließlich eventueller Änderungs-

vorschläge, im Abschussplan vom Verpächter oder Jagdvorstand zu ver-

merken. 

 

§ 10 Wirkung und Änderung des Abschussplans 

(1) Ein nach § 27 Abs. 4 des Landesjagdgesetzes bestätigter oder festgesetz-

ter Abschussplan gilt auch für den Rechtsnachfolger des Jagdausübungs-

berechtigten. 

(2) Ein bestätigter oder festgesetzter Abschussplan kann von der unteren 

Jagdbehörde auf Antrag des Jagdausübungsberechtigten oder von Amts 
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wegen geändert werden, wenn 

1. sich die für die Abschussplanung maßgebenden Verhältnisse wesentlich 

geändert haben oder 

2. die Abschussplanung auf fehlerhaften Angaben des Jagdausübungsbe-

rechtigten beruht. 

Vor der Änderung des Abschussplans ist der Verpächter, im Falle einer 

Jagdnutzung nach § 10 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes der Jagdvorstand 

der beteiligten Jagdgenossenschaft oder bei Eigenjagdbezirken der Eigen-

tümer oder Nutznießer anzuhören. 

 

§ 11 Ergänzende Abschussplanvorgaben, Überwachung, Streckenliste und  
Jagdstatistik 

(1) Bei Abschussplänen für Rehwild ist in der Regel ein Drittel des Gesamtab-

schusses jährlich zu erfüllen. Rehwild, das nach Erfüllung des jährlichen 

Abschussanteils verendet, kann auf den Abschussanteil des nächsten Jah-

res angerechnet werden. 

(2) Die untere Jagdbehörde kann die Vereinigungen der Jäger (§ 38 des Lan-

desjagdgesetzes) auf deren Kosten mit der Durchführung einer öffentlichen 

Hegeschau beauftragen. Die Hegeschau soll zur Überwachung der Ab-

schusspläne und der im Einzelfall von den unteren Jagdbehörden angeord-

neten Datenerhebung im Sinne von § 27 Abs. 7 Nr. 2 des Landesjagdge-

setzes dienen. Die Ausrichtung der Hegeschau soll insbesondere Informa-

tionen vermitteln über: 

1. die Erfüllung der Abschusspläne, die körperliche Verfassung des Wil-

des und die strukturelle Entwicklung der Wildbestände, 

2. die Bestandsentwicklung von nicht abschussplanpflichtigen Wildarten 

und 

3. Hegemaßnahmen nach § 19 Abs. 1 des Landesjagdgesetzes. 

Die Vereinigungen der Jäger haben die örtlich zuständigen unteren Jagd-

behörden auch dann über geplante Hegeschauen rechtzeitig zu informie-

ren, wenn diese nicht angeordnet worden sind. 

 

(3) Die Streckenliste muss über § 27 Abs. 6 des Landesjagdgesetzes hinaus 

bei verendetem Wild Angaben über Verkehrsverluste enthalten. Die unte-
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ren Jagdbehörden legen eine jährliche Zusammenfassung aller Strecken-

listen der Wildforschungsstelle bei der Staatlichen Lehr- und Versuchsan-

stalt für Viehhaltung und Grünlandwirtschaft, Aulendorf, vor. 

 

§ 12 Wildökologische Datenerhebung 
Für wissenschaftliche Zwecke oder für Lehr- und Forschungszwecke kann die untere 

Jagdbehörde vom Jagdausübungsberechtigten über § 27 Abs. 6 des Landesjagdge-

setzes hinaus weitere Angaben über die Verhältnisse in seinem Jagdbezirk und über 

den Bestand der dort vorkommenden Wildarten verlangen. 

 

§ 13 Bestätigung von Hegegemeinschaften und ihre Beteiligung  
 bei der Entscheidung über Abschusspläne  

(1) Eine Hegegemeinschaft entspricht den Erfordernissen der Hege, wenn sie 

zusammenhängende Jagdbezirke umfasst, diese nach Lage, landschaftli-

chen Verhältnissen und auf Grund ihrer natürlichen Grenzen den Lebens-

raum des Wildes oder einzelner Wildarten bilden und dadurch eine groß-

räumige Hege und Abschussplanung sicherstellen. 

(2) Mit dem Antrag auf Bestätigung als Hegegemeinschaft sind vorzulegen: 

1. eine Darstellung der räumlichen Abgrenzung der Hegegemeinschaft 

unter Angabe der von ihr umfassten Jagdbezirke, 

2. ein Verzeichnis der Jagdausübungsberechtigten, die der Hegegemein-

schaft beigetreten sind, und 

3. Unterlagen über die Rechtsform der Hegegemeinschaft und deren Ver-

tretung. 

(3) Erstreckt sich die Hegegemeinschaft auf das Gebiet mehrerer Jagdbehör-

den, so ist für die Bestätigung die Jagdbehörde zuständig, in deren Gebiet 

der flächenmäßig größte Teil der Hegegemeinschaft liegt; sie entscheidet 

im Einvernehmen mit den anderen Jagdbehörden. 

(4) Bestätigten Hegegemeinschaften ist für die Sitzungen der unteren Jagdbe-

hörde, in denen über die Abschusspläne ihres Bereichs entschieden wird, 

unter Wahrung einer Frist von zwei Wochen Gelegenheit zu geben, einen 

Vertreter zu entsenden. 
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§ 14 Aussetzen von Wild 
Unbeschadet des Aussetzungsverbots des § 28 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes 

dürfen, mit Ausnahme des Fasans, heimische Tierarten, die dem Jagdrecht unterlie-

gen, nur mit Genehmigung der oberen Jagdbehörde in der freien Natur ausgesetzt 

werden. Als Aussetzen von Wild gilt nicht die Wiederfreilassung von Wild, das nach § 

3 Abs. 4 des Landesjagdgesetzes unversehrt gefangen worden ist, sofern es in dem 

Jagdbezirk der jeweiligen Gemeinde freigelassen wird. 

 

§ 15 Schutzvorrichtungen 
Als übliche Schutzvorrichtungen im Sinne des § 32 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagd-

gesetzes gelten wilddichte Zäune mit folgenden Mindesthöhen: 

1. zum Schutz gegen Muffelwild     2,50 m, 

2. zum Schutz gegen Rot-, Dam- und Sikawild   1,80 m, 

3. zum Schutz gegen Reh-, Gams- und Schwarzwild  1,50 m und 

4. zum Schutz gegen Wildkaninchen    1,00 m über und 0,30 m 

         in der Erde. 

 

§ 16 Wildschadenschätzer 
(1) Zur Abschätzung von Wild- und Jagdschäden im Rahmen des Vorverfah-

rens bestellt die untere Jagdbehörde in jedem Stadt- und Landkreis Wild-

schadenschätzer in der erforderlichen Zahl auf die Dauer von sechs Jah-

ren. Für die Schadenschätzung an Forstpflanzen ist mindestens ein Forst-

sachverständiger aus einem von der Forstdirektion zu benennenden Per-

sonenkreis auszuwählen und nach Satz 1 zu bestellen. 

(2) Die Wildschadenschätzer sind im Vorverfahren ehrenamtlich tätig. § 20 

Abs. 1 und 5, § 21 Abs. 1 sowie die §§ 83 bis 86 des Landesverwaltungs-

verfahrensgesetzen gelten entsprechend. 

 

§ 17 Schadensanmeldung, Einleitung des Vorverfahrens, Zurückweisungs- 
 bescheid 

(1) Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder Jagdschaden ist bei der Ge-

meinde, auf deren Gemarkung das beschädigte Grundstück liegt, innerhalb 

der in § 34 des Bundesjagdgesetzes bestimmten Frist oder Stichtagen 

schriftlich oder zur Niederschrift anzumelden. 
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(2) Bei rechtzeitiger Schadensanmeldung beraumt die Gemeinde unverzüglich 

einen Ortstermin an, bei dem der Schaden ermittelt und auf eine gütliche 

Einigung hingewirkt werden soll. Zu dem Termin sind der Geschädigte und 

die nach §§ 29 bis 33 des Bundesjagdgesetzes zum Ersatz Verpflichteten   

(Beteiligte) mit dem Hinweis zu laden, dass auch im Falle ihres Nichter-

scheinens der Schaden ermittelt werden kann. Ein Wildschadenschätzer ist 

zu dem Termin zu laden, wenn ein Beteiligter dies beantragt, eine gütliche 

Einigung nicht zu erwarten ist oder besondere Gründe dies erfordern. 

(3) Beantragt ein Beteiligter in dem Termin, dass die Höhe des Schadens erst 

kurz vor der Ernte ermittelt werden soll, so ist der Schaden soweit zu er-

mitteln, als dies möglich ist und zur endgültigen Feststellung der Scha-

denshöhe erforderlich ist. Über die Verhandlung ist eine Niederschrift zu 

fertigen. Satz 1 findet keine Anwendung bei Schäden im Wald, an Alleen, 

an einzelstehenden Bäumen und in Baumschulen. 

(4) Wird ein Schaden nicht rechtzeitig angemeldet oder liegt ein ersatzpflichti-

ger Wild- oder Jagdschaden offensichtlich nicht vor, weist die Gemeinde 

den Ersatzanspruch mit schriftlichem Bescheid zurück, wenn er trotz Beleh-

rung aufrechterhalten wird oder aus sonstigen Gründen ein schriftlicher Be-

scheid gefordert wird. Der Bescheid ist dem Schadensanmelder zuzustel-

len. 

 
§ 18 Gütliche Einigung 
Kommt eine gütliche Einigung zustande, so fertigt die Gemeinde hierüber eine Nie-

derschrift, die Angaben enthalten muss über: 

1. den Ersatzberechtigten, 

2. den Ersatzpflichtigen, 

3. Art, Umfang und Zeitpunkt der Schadensschätzung, 

4. Art, Höhe und Zeitpunkt der Schadensersatzleistung, 

5. die Verteilung der Verfahrenskosten und 

6. Hinweise zur Vollstreckbarkeit nach § 22. 

 

Die Niederschrift ist von den Beteiligten und dem Vertreter der Gemeinde 

zu unterzeichnen; eine beglaubigte Abschrift ist den Beteiligten zuzustel-

len. 
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§ 19 Vorbescheid 
(1) Kommt eine gütliche Einigung nicht zustande, zieht die Gemeinde, soweit 

dies noch nicht geschehen ist, einen Wildschadenschätzer hinzu und be-

raumt erforderlichenfalls einen neuen Termin an. 

(2) Der Wildschadenschätzer hat eine schriftliche Stellungnahme abzugeben, 

die folgende Angaben enthalten muss: 

1. die Bezeichnung und Kulturart des beschädigten Grundstücks, 

2. die Schadensursache und, soweit Wild den Schaden verursacht haben 

könnte, die jeweilige Wildart, 

3. den Umfang des Schadens und die Größe der geschädigten Fläche 

und 

4. den Schadensbetrag. 

Die Stellungnahme soll auf die Streitpunkte eingehen, die einer gütlichen 

Einigung entgegenstehen. 

(3) Die Gemeinde erlässt auf der Grundlage der Stellungnahme einen schriftli-

chen Vorbescheid, der den Ersatzberechtigten, den Ersatzpflichtigen sowie 

die Höhe des Schadensersatzes feststellt und eine Bestimmung über die 

Kostentragung enthält. Mutwillig verursachte Kosten sind den Beteiligten 

aufzuerlegen, die sie verursacht haben. Der Vorbescheid ist zu begründen; 

in der Begründung ist auch auf Art und Umfang des entstandenen 

Schadens einzugehen. Der Vorbescheid ist den Beteiligten mit einer Beleh-

rung über die Vollstreckbarkeit sowie über die Klagemöglichkeit zuzustel-

len. 

 

§ 20 Verfahrenskosten 
(1) Kosten des Vorverfahrens im Sinne des § 32 des Landesjagdgesetzes sind 

die notwendigen Auslagen der Gemeinde. Hierzu gehören insbesondere 

die Entschädigungsleistungen an Wildschadenschätzer, die für Vorbe-

scheide und Niederschriften entstandenen Kosten sowie die Kosten der 

Zustellung. 

(2) Die Gemeinde setzt die Kosten unter Berücksichtigung des Sach- und 

Streitstandes nach billigem Ermessen fest. 
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§ 21 Rechtskraft des Vorbescheids 
Der Vorbescheid wird rechtskräftig, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen nach 

Zustellung vom Ersatzberechtigten oder vom Ersatzpflichtigen gegenüber der erlas-

senden Gemeinde abgelehnt wird. Die Fälligkeit der Verfahrenskosten wird dadurch 

nicht berührt. 

 

§ 22 Zwangsvollstreckung 
(1) Die Niederschrift über eine gütliche Einigung ist eine Woche nach Zustel-

lung, der Vorbescheid ist mit seiner Rechtskraft oder im Falle seiner Ableh-

nung nur hinsichtlich der Bestimmung über die Kostentragung vollstreckbar. 

(2) Für die Zwangsvollstreckung gelten die Vorschriften des Achten Buches 

der Zivilprozessordnung entsprechend mit der Maßgabe, dass 

1. die vollstreckbare Ausfertigung von dem Urkundsbeamten der Geschäfts-

stelle des Amtsgerichts erteilt wird, in dessen Bezirk die Gemeinde von 

der die Urkunden nach Absatz 1 herrühren ihren Sitz hat, 

2. an die Stelle des Prozessgerichts (§§ 731, 767 bis 770, 785, 786 und 791 

der Zivilprozessordnung) das Gericht im Sinne von Nummer 1 tritt. 

 

§ 23 Klageerhebung 
Wird die Schadensanmeldung nach § 17 zurückgewiesen oder rechtzeitig nach § 21 

die Ablehnung des Vorbescheids erklärt, kann der ordentliche Rechtsweg beschritten 

werden. 

 

§ 24 Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig im Sinne des § 40 Abs. 2 Nr. 7 des Landesjagdgesetzes handelt, 

wer 

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Abs. 4 oder § 3 Abs. 4 nicht, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

2. entgegen den in § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 besonders 

genannten Fällen eine missbräuchliche Wildfütterung, Ablenkungsfütte-

rung oder Kirrung vornimmt, 

3. entgegen § 5 Abs. 1, 2 oder 5 Lebend- oder Totfangfallen verwendet, die 

nicht den festgelegten Fallentypen entsprechen oder nicht zugelassen 

sind, 
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4. entgegen § 5 Abs. 3 Fallen nicht kontrolliert, 

5. entgegen § 5 Abs. 6 zulässige oder zugelassene Fallen nicht oder nicht 

rechtzeitig kennzeichnet,  

6. entgegen § 6 Abs. 3 bleihaltige Schrotmunition bei der Ausübung der Jagd 

auf Wasservögel an Gewässern verwendet, 

7. entgegen § 14 ohne Genehmigung der oberen Jagdbehörde heimische 

Tierarten, die dem Jagdrecht unterliegen, aussetzt. 

 

§ 25 Inkrafttreten 
( nicht abgedruckt; die Fassung betrifft das Inkrafttreten der LJagdGDVO vom 5. 

September 1996 am 1.10.1996) 
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Anlage 1 
(zu § 4 LJagdGDVO) 

 

 
 
 

Fallensachkundenachweis 
 
 
Herrn/Frau ___________________________, wohnhaft in 

_________________________ 

Stadt/Kreis ___________________________, geboren am 

_________________________ 

in ________________________ Kreis ________________________ hat an 

einem Fallenlehrgang in __________________ bei  

_______________________teilgenommen und hierbei die erforderliche 

Sachkunde erworben. 

Der Fallensachkundenachweis gemäß § 22 Abs. 1 Landesjagdgesetz i.d.F. vom 

01. Juni 1996 (GBl. S. 369) wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_________________________________ 
(Unterschrift und Dienstsiegel) 

 
Kreisjagdamt Ort                                  Datum 
 
Az.: 
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Anlage 2  
zu § 4 LJagdGDVO) 

  
_____________________________ __________________________________ 
(Name des Ausbildungslehrgangs) (Ort)                             (Datum) 
 
 

 
 
 
 
 

Bestätigung 
 

über die Teilnahme an einem Fallenlehrgang 
- Ausbildungsbestätigung - 

(§ 4 Abs. 1 und 2 LJagdGDVO) 
 
 
 
Herrn/Frau ___________________________, wohnhaft in 

____________________________ 

Stadt/Kreis ___________________________, geboren am 

____________________________ 

in ________________________ Kreis ________________________ nahm in der Zeit  

vom _________________ bis __________________ an einem mindestens 15 

Stunden umfassenden Fallenlehrgang teil. 

 

Dem Teilnehmer wurden ausreichende theoretische und praktische Fähigkeiten im 

Umgang mit Tot- und Lebendfangfallen sowie für den Lebendfang die anschließende 

tierschutzgerechte Behandlung der gefangenen Tiere vermittelt. Er verfügt über die 

Fallensachkunde nach § 22 Abs. 1 des Landesjagdgesetzes i. d. F. vom 01. Juni 1996 

(GBl. S. 369). 

 

Die Richtigkeit der vorstehenden Angaben bestätigt: 

 
 
 
 
 
(Unterschrift des Ausbildungsleiters) 
 



 

 

18 

 Anlage 3 

(zu § 5 LJagdGDVO) 

Liste der für die Fangjagd mit Lebend- und Totfangfallen 
zugelassenen Faltentypen und der für sie geltenden 
Bauvorschriften 
 

1. Fallentyp A - eine Kastenfalle für Tiere ab Fuchsgröße mit folgenden 

Mindestgrößen für den 

Fangraum: 

Länge: 130 cm 

Breite: 25 cm 

Höhe: 25 cm. 

 

2. Fallentyp B - eine Kastenfalle für Tiere unter Fuchsgröße mit folgenden 

Mindestgrößen für 

den Fangraum: 

Länge: 100 cm 

 

Breite: 15 cm 

Höhe: 15 cm 

Einschlupfbreite und -höhe: 13 cm x 15 cm, falls die Mindestgrößen für den 

Fangraum überschritten werden 

 

3. Fallentyp C - eine Kastenfalle nur für Wiesel (Wiesel-Wippbrett-Kastenfalle) mit 

folgenden Mindestgrößen für den Fangraum: 

Länge: 50 cm 

Breite: 8 cm 

Höhe: 8 cm vorn, 13 cm hinten 

 

4. Fallentyp D - eine Röhrenfalle für alle Haarwildarten, vorwiegend für den 

unterirdischen Einbau, mit folgenden Mindestgrößen für den Fangraum. 

Länge: 200 cm 

Durchmesser: 25 cm. 
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Anmerkung zu den Fallentypen A bis D 

Die aufgeführten Fallentypen müssen so beschaffen sein, dass eine Verletzung der 

gefangenen Tiere ausgeschlossen ist. Mit Ausnahme von Drahtgitter sind deshalb 

alle Baumaterialien zugelassen. Röhrenfallen müssen eine ausreichende 

Druckfestigkeit aufweisen. In geschlossenem Zustand müssen die Fangräume 

abgedunkelt sein. Kontrollöffnungen aus Draht sind zulässig, falls Verletzungen der 

Tiere ausgeschlossen sind. 

 

 

5. Fallentyp E - Abzugseisen (Auslösung auf Zug) für Haarwild mit folgenden 

Bügelweiten und Klemmkräften: 

- Bügelweite 

- Bügelweite  37 cm (+/- 10 %), Mindestklemmkraft 150 Newton 

- Bügelweite 46 cm (+/- 10 %), Mindestklemmkraft 175 Newton 

- Bügelweite 56 cm (+/- 10 %), Mindestklemmkraft 200 Newton 

- Bügelweite 70 cm (+/- 10 %), Mindestklemmkraft 300 Newton 

 

Anmerkung zum Fallentyp E 
 

Abzugseisen mit den Bügelweiten 37 cm (+- 10 %) und 46 cm (+/- 10 %) dürfen nur 

für Marder und Iltis verwendet werden. 
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